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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Im Juni 2022 nahm der Nationalrat ein Postulat der RK-NR zur Prüfung eines
Familiengerichts an. In einem Bericht soll überprüft werden, ob ein Familiengericht
geschaffen werden soll, welches für alle familienrechtlichen Streitigkeiten zuständig
wäre. Die Arbeit der Zivilgerichte, der Kinder- und Erwachsenenschutzbehörden sowie
der Zentralbehörden der Kantone und des Bundes soll so in einer Stelle
zusammengebracht werden, was Schlichtungsversuche fördern und die
familienrechtlichen Prozesse vereinfachen soll. Der Bundesrat empfahl die Annahme
des Postulats; die Prüfung eines Familiengerichts lasse sich im Rahmen zweier bereits
überwiesener Postulate Müller-Altermatt (mitte, SO; Po. 19.3503) und Schwander (svp,
SZ; Po. 19.3478) einbringen. Gegen das Postulat sprach sich eine Minderheit Addor (svp,
VS) aus. Sie unterstützte zwar grundsätzlich die Forderung nach einem Familiengericht,
störte sich aber an der zentralistischen Ausrichtung des Postulats. Hinter die
Minderheit stellte sich die SVP-Fraktion, was jedoch nicht zu einer Ratsmehrheit
ausreichte. Das Postulat wurde mit 131 zu 51 Stimmen bei einer Enthaltung
angenommen. 1

POSTULAT
DATUM: 08.06.2022
LENA BALTISSER

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Die SPK-NR wollte den Bundesrat mittels eines Postulats dazu auffordern, einen Bericht
zu E-Collecting zu verfassen. Es solle dabei weniger um technische Aspekte, als
vielmehr um die «staatspolitischen Auswirkungen» gehen. Der Bericht solle die Folgen
von E-Collecting auf das politische System z.B. hinsichtlich Fristen oder
Unterschriftenhürden analysieren und auch eine öffentliche Diskussion anstossen. Die
Idee für diesen Auftrag erwuchs der Kommission im Rahmen einer Anhörung zum
Thema «elektronisches Sammeln von Unterschriften». 
Der Bundesrat beantragte Annahme des Postulats. Dass es trotzdem zu einer Debatte
im Nationalrat kam, war der Opposition einer Kommissionsminderheit aus SVP-
Fraktionsmitgliedern geschuldet. Die SVP habe Erfahrung mit dem Sammeln von
Unterschriften und sie brauche keinen Bericht, um zu wissen, dass dies nicht auf
elektronischem Weg geschehen dürfe – argumentierte Jean-Luc Addor (svp, VS) als
Sprecher dieser Minderheit. E-Collecting beraube die direkte Demokratie ihrem
Charakter. Es sei nötig, mit den Bürgerinnen und Bürgern auf der Strasse in Kontakt zu
treten. Freilich sei es für ressourcenschwache Gruppierungen einfacher, auf
elektronischem Weg Unterstützung zu sammeln, aber das gelte auch für
ressourcenstarke Gruppierungen, die damit die Bevölkerung massiv beeinflussen
könnten. Die Mehrheit der grossen Kammer wünschte sich allerdings einen Bericht. Mit
124 zu 50 Stimmen (1 Enthaltung) erteilte sie dem Bundesrat den entsprechenden
Auftrag. Die Gegenstimmern stammten praktisch ausschliesslich aus der SVP-Fraktion. 2

POSTULAT
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Der Nationalrat behandelte in der Frühjahrssession ein Postulat des Walliser SVP-
Nationalrats Jean-Luc Addor. Dieser wollte den Bundesrat mit der Erstellung eines
Berichts über die Möglichkeiten eines «differenzierten oder asymmetrischen
Föderalismus» in der Schweiz beauftragen. Unter anderem solle ein Mechanismus
geprüft werden, mit dem jene Kantone, die das wollen, Kompetenzen vom Bund zu sich
zurückholen könnten. Addor begründete sein Anliegen mit einer seit Jahrzehnten
anhaltenden «Grundtendenz zur Zentralisierung» von Kompetenzen beim Bund. Die
Schweiz könne sich von Kanada und anderen föderalistischen Staaten inspirieren
lassen, in denen Elemente des asymmetrischen Föderalismus etabliert seien.
Die ablehnende Haltung des Bundesrats wurde in der Frühjahrssession 2022 im
Nationalrat von Justizministerin Karin Keller-Sutter vertreten. Sie verwies erstens auf
das Subsidiaritätsprinzip. Demnach könne der Bund schon heute nur Aufgaben

POSTULAT
DATUM: 02.03.2022
HANS-PETER SCHAUB
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übernehmen, welche die Möglichkeiten der Kantone übersteigen oder einer
einheitlichen Regelung durch den Bund bedürfen – eine Rückübertragung solcher
Aufgaben an die Kantone mache keinen Sinn. Zweitens würde eine Rückübertragung
demokratische Entscheide unterlaufen, denn jede Zuweisung von Kompetenzen an den
Bund sei mit einem doppelten Mehr von Volk und Ständen beschlossen worden. Und
drittens bestehe bei all jenen Aufgaben, die nicht dem Bund zugewiesen sind, mit dem
Instrument des Konkordats schon heute die Möglichkeit, dass nur jene Kantone, die das
möchten, einen Bereich gemeinsam regeln.
Der Nationalrat folgte daraufhin dem Bundesrat und lehnte das Postulat mit 137 zu 53
Stimmen ohne Enthaltung ab. Während die SVP-Fraktion geschlossen Ja stimmte,
sagten alle anderen Fraktionen ebenso geschlossen Nein. 3

Landesverteidigung

Militärorganisation

Jean-Luc Addor (udc, VS) a déposé un postulat afin que le Conseil fédéral examine et
propose des mesures pour réduire la charge administrative – jugée «excessive» par le
conseiller national – pesant sur les cadres de milice de l'armée. Les cadres aux
échelons compagnie et bataillon ne peuvent se focaliser sur la conduite de leur unité
ou corps de troupe, car les exigences bureaucratiques – comme par exemple
l'archivage, collecte des données personnelles, etc. – prennent le dessus. Ainsi, leur
mission primaire est davantage assumée par des militaires de carrière. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat. Le Système d'information du
personnel de l'armée (PISA), le logiciel Mil-Office, et la numérisation du livret de service
et des processus administratifs associés et d'autres outils encore à l'étude facilitent
l'exécution des tâches administratives des cadres. Un rapport n'est pas nécessaire, car
avec la numérisation des processus administratifs, il estime déjà répondre à la
demande du parlementaire.
Lors du passage au Conseil national, le postulat a été adopté de justesse, avec 94 voix
contre 93 et 1 abstention. Les quelques voix du groupe de l'Union démocratique du
centre, du groupe libéral-radical et du groupe du centre ralliées à celles du groupe
socialiste et du groupe des vert-e-s n'ont pas été suffisantes pour que la demande soit
rejetée. 4

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
DIANE PORCELLANA

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Etant donné les bénéfices et les réserves de la Banque nationale suisse (BNS), Jean-Luc
Addor (udc, VS) demande au Conseil fédéral de soumettre des propositions «plus
réalistes» de la distribution du bénéfice et des réserves de la BNS à partir de 2021. Ce
postulat s'inscrit dans le long débat sur la répartition des bénéfices de la BNS. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Tout d'abord, il a justifié les larges
bénéfices de la BNS par l'achat de devises pour lutter contre le franc fort. Ensuite, il a
pointé du doigt l'instabilité des bénéfices de la BNS pour souligner l'importance de ses
réserves. Par exemple, il a expliqué que les réserves de la BNS avaient permis de verser,
en 2018, un montant au canton malgré une année déficitaire. Finalement, il a indiqué
que le Département fédéral des finances (DFF) discutait avec la BNS pour renouveler la
Convention de distribution pour les années 2021 à 2025, et que différents scénarios
seront ainsi étudiés. 
Le postulat a été rejeté par la chambre du peuple par 109 voix contre 79 et 2
abstentions. Bien que la situation financière précaire induite par le Covid-19 se soit
timidement immiscée dans les débats en chambre, le postulat a été rejeté par les
Vert'libéraux, le PLR, le groupe du Centre et 38 voix UDC. 5

POSTULAT
DATUM: 01.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Alternativenergien

Der Nationalrat stimmte in der Sommersession 2021 im Sinne des Bundesrates und
nahm ein Postulat Jans (sp, BS), das in der Zwischenzeit von Gabriela Suter (sp, AG)
übernommen worden war, mit 125 zu 51 Stimmen bei einer Enthaltung an. Der
Bundesrat wurde damit beauftragt, einen Bericht auszuarbeiten, inwiefern die Nutzung
von Fotovoltaikanlagen auf den Gebäuden der Armee dazu beitragen könnte, das
sicherheitspolitische Risiko der Abhängigkeit von ausländischen fossilen Energieträgern
zu verringern. Wie Verteidigungsministerin Viola Amherd im Rat erklärte, sei die
Fotovoltaik eine «interessante Option», um einerseits die autarke Energieversorgung zu
steigern und gleichzeitig auch einen Beitrag zur Förderung der erneuerbaren Energien
seitens der Armee zu leisten. Zwar seien derzeit bereits Arbeiten im Gange, um die
Produktion und Verwendung von erneuerbaren Energien in der Armee zu fördern, eine
umfassende Betrachtung der sicherheitspolitischen, rechtlichen und finanziellen
Aspekte sei aber sinnreich, so Amherd. Nicht einverstanden zeigte sich die
geschlossene SVP-Fraktion, die gemäss Jean-Luc Addor (svp, VS), der das Postulat zuvor
bekämpft hatte, den geforderten Bericht angesichts der laufenden Arbeiten als
«unnötig» betrachtete. 6

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
MARCO ACKERMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Sibel Arslan (basta, BS) zitierte aktuelle Zahlen des BFS, um ihr Postulat zur Förderung
des beruflichen Wiedereinstiegs von Frauen zu begründen: Gemäss dem BFS blieben
Frauen dem Arbeitsmarkt aufgrund einer Familienpause im Durchschnitt fünfeinhalb
Jahre fern, wobei das beruflich erworbene Know-How an Wert verliere. Die durch den
Bund beschlossenen Finanzhilfen für familienergänzende Kinderbetreuung seien zwar
wichtig, aber an sich nicht ausreichend, um Frauen den beruflichen Wiedereinstieg zu
erleichtern, so die Basler Nationalrätin. Deswegen verlangte sie in ihrem Vorstoss vom
Bundesrat die Erarbeitung einer Gesamtstrategie und eines Massnahmenplans –
abgestimmt auf die unterschiedlichen Verhältnisse und Bedürfnisse der Frauen. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, welches jedoch in der
Frühjahrssession 2021 von Therese Schläpfer (svp, ZH) bekämpft wurde, unter anderem
weil sie befürchtete, dass dadurch «die Mütter oder die Kinder [...] von der Familie
entfernt» würden. Ihre ablehnende Haltung wurde in der Sommersession von einer
grossen Mehrheit der FDP-Fraktion sowie von der fast einstimmigen SVP-Fraktion
unterstützt – die SVP-Vertretenden Amaudruz (GE) und Addor (VS) enthielten sich der
Stimme. Die restlichen Ratsmitglieder befürworteten das Postulat, sodass dieses mit 117
zu 71 Stimmen angenommen wurde. 7

POSTULAT
DATUM: 01.06.2021
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2022, S. 988 f.
2) AB NR, 2021 S. 1761 f.; Medienmitteilung SPK-NR vom 28.5.21
3) AB NR, 2022, S. 88f.; Differenzierter oder asymmetrischer Föderalismus. Eine Möglichkeit für die Schweiz? (Po. 20.3040)
4) BO CN, 2021, p. 1143
5) BO CN, 2021, pp.32
6) AB NR, 2021, S. 1137 f.
7) AB NR, 2021, S. 918 f.
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